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A.  Planungsrechtliche Festsetzungen 
 

1.1 Mischgebiet (MI) gemäß § 6 BauNVO 
 

1.1.1 In dem Mischgebiet sind gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO die nach § 6 Abs. 2 BauNVO 
ansonsten allgemein zulässigen Nutzungen: 
Gartenbaubetriebe, 
Vergnügungsstätten im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO  
 
nicht Bestanteil des Bebauungsplanes.   
 

1.1.2 Gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO sind die nach § 6 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zu-
lässigen Vergnügungsstätten nicht zulässig. 
 

2.0 Maß der baulichen Nutzung 
 

2.1 Das Maß der Nutzung richtet sich nach dem Planeintrag. Es wird festgesetzt durch 
die Grundflächenzahl (GRZ) und die Höhe der baulichen Anlagen. 
 

2.2 Die in der Planzeichnung festgesetzte Höhe baulicher Anlagen von Fh. max. 12,50 m 
über Bezugspunkt darf ausnahmsweise überschritten, wenn die Überschreitung durch 
untergeordnete technische Anlagen (bspw. Antennen, Lüftungsanlagen) oder unter-
geordnete Bauteile (bspw. Schornsteine) entsteht.  
 
Als Bezugspunkt wird eine Höhe von 46,5 m über Normalhöhennull (mNHN) festge-
setzt.  
 

3.0 Stellplätze und Garagen  
 

 Im gesamten Plangebiet sind Stellplätze, Garagen und Zufahrten auch außerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen zulässig.  
 

4.0 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Land-
schaft (Kompensationsmaßnahmen) 
 

 Die Kompensation des Gesamt-Eingriffes (Defizit 50.000 Biotopwertpunkte) ist extern 
zu realisieren. 
Alternativ kann die komplette Kompensation über das Ökokonto der Gemeinde, in 
Abstimmung mit der Unteren Landschaftsbehörde des Kreises Heinsberg, verrechnet 
werden.   
 

 

B. Gestalterische Festsetzungen gemäß § 86 der ‚Bauordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (BauO NRW) in Verbindung mit § 9 Abs. 4 BauGB 
 

 Werbeanlagen 
Für Werbeanlagen gelten die folgenden Zulässigkeitsvoraussetzungen: 
Leuchtfarben, Reflexionsoberflächen, blendende, blinkende oder bewegliche Licht-
werbung, Laufschriften, Intervallschaltung bei Leuchtreklame und Laserlichtwerbung 
sowie rotierende Werbeanlagen sind nicht zulässig. 
 

 Freistehende Werbeanlagen (Pylon) sind auch außerhalb der überbaubaren Grund-
stücksflächen zulässig.  
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 Anlagen mit Fremdwerbung sind nicht zulässig. 
 

 

C. Kennzeichnungen und Hinweise 
 

1.0 Erdbebenzone 
Das Plangebiet befindet sich gemäß der Karte der Erdbebenzonen und geologischen 
Untergrundklassen der Bundesrepublik Deutschland, Bundesland Nordrhein-
Westfalen, Karte zur DIN 4149, Fassung April 2005, in der Erdbebenzone 2 in der 
Untergrundklasse „S“ (Untergrundklasse S = Gebiete tiefer Beckenstrukturen mit 
mächtiger Sedimentfüllung). 
 
Gemäß der technischen Baubestimmungen des Landes NRW ist bei der Planung und 
Bemessung üblicher Hochbauten die DIN 4109:2005-04 „Bauen in deutschen Erdbe-
bengebieten“ zu berücksichtigen. 
 

2.0 Kampfmittelbeseitigung 
Beim Auffinden von Bombenblindgängern/Kampfmitteln während der Erd- 
/Bauarbeiten sind aus Sicherheitsgründen die Arbeiten sofort einzustellen und die 
nächstgelegene Polizeidienststelle, die zuständige Ordnungsbehörde oder direkt der 
KBD (Kampfmittelbeseitigungsdienst) zu verständigen.  
Erfolgen zusätzliche Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen wie 
Rammarbeiten, Pfahlgründungen etc. wird eine Sicherheitsdetektion empfohlen. 
 

3.0 Denkmalschutz 
Es wird auf die Bestimmungen der §§ 15 und 16 Denkmalschutzgesetz NRW hinge-
wiesen. Bei Auftreten archäologischer Bodenfunde und Befunde ist die Gemeinde als 
Untere Denkmalschutzbehörde oder das Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland 
unverzüglich zu informieren. Bodendenkmal und Fundstelle sind zunächst unverän-
dert zu erhalten.  

4.0 Artenschutzrechtliche Belange  
Die Baufeldräumung sollte möglichst während der Vegetationsruhe und Vermeh-
rungsfreien Zeit von Anfang Oktober bis Ende Februar durchgeführt werden. 
Zu allen anderen Zeiten sind die Bauflächen und unmittelbar angrenzenden Flächen 
bis in eine Tiefe von 50 m auf Jungtiere und Gelege hin abzusuchen. 
 
Eine mögliche Wiederbesiedlung durch die Fauna ist nach Baufeldräumung mit ge-
eigneten Maßnahmen zu vereiteln, wie z.B. wiederholte mechanische Bodenbearbei-
tung und durch Kurzmähen die Entwicklung einer Gras-/Wildkrautdecke einzuschrän-
ken oder aber mit einem Baubeginn in den Wintermonaten. 
 
Im Zuge der Bauentwicklung sind mit Bezug auf die Eingriffskompensation im Be-
darfsfall potentielle Ersatzlebensräume mit ökologischen Mehrfachfunktionen zu ini-
tialisieren, die den allgemeinen Bestand der regionalen Fauna sichern und weiter 
entwickeln. 
Diese Funktionen können frei wachsende Hecken (Feldholzhecken) mit heimischen / 
bodenständigen Gehölzen und das Anlegen von Gras-Wildkrautsäumen sein. 
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5.0 Bergbau 
Die Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung Bergbau und Energie weist darauf hin, 
dass der Änderungsbereich sich über dem auf Braunkohle verliehenen Bergwerksfeld 
„Rheinland“ sowie über dem auf Kohlenwasserstoffe erteilten Erlaubnisfeld „Rhein-
land" (zu gewerblichen Zwecken) befindet. Eigentümerin des Bergwerksfeldes 
„Rheinland“ ist die RWE Power Aktiengesellschaft, Stüttgenweg 2 in 50935 Köln. In-
haberin der Erlaubnis „Rheinland“ ist die Wintershall Holding GmbH, Friedrich-Ebert-
Straße 160 in 34119 Kassel. 
Im Bereich der Planmaßnahme ist kein Abbau von Mineralien dokumentiert. Danach 
ist mit bergbaulichen Einwirkungen nicht zu rechnen. 
Ferner ist nichts über mögliche zukünftige, betriebsplanmäßig noch nicht zugelasse-
ne bergbauliche Tätigkeiten bekannt.  
 

 Weiterhin ist der Bereich des Planungsgebietes nach den vorliegenden Unterlagen 
(von durch Sümpfungsmaßnahmen des Braunkohlenbergbaus bedingten Grundwas-
serabsenkungen betroffen. 
 
Die Grundwasserabsenkungen werden, bedingt durch den fortschreitenden Betrieb 
der Braunkohlentagebaue, noch über einen längeren Zeitraum wirksam bleiben. Eine 
Zunahme der Beeinflussung der Grundwasserstände im Planungsgebiet, in den 
nächsten Jahren, ist nach heutigem Kenntnisstand nicht auszuschließen. Ferner ist 
nach Beendigung der bergbaulichen Sümpfungsmaßnahmen ein Grundwasserwie-
deranstieg zu erwarten. 
Sowohl im Zuge der Grundwasserabsenkung als auch bei einem späteren Grund-
wasseranstieg sind hierdurch bedingte Bodenbewegungen möglich. Die Änderungen 
der Grundwasserflurabstände sowie die Möglichkeit von Bodenbewegungen sollten 
bei Planungen und Vorhaben Berücksichtigung finden.  
 

 
 


